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Förderung des Tourismus in der Bundesrepubiik Deutschland 


Offiziell existiert auf Bundesebene keine explizite Tourismusförderung, 
Unter mittelstandspolitischen Gesichtspunkten werden jedoch seit Jahr- 
zehnten verschiedene Institutionen im Tourismusbereich gefördert. Dar- 
über hinaus werden erhebliche öffentliche Mittel zur Förderung des Tou- 
rismus bereitgestellt. Allein im Jahr 1995 flössen über 1 Mrd. DM aus der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur“ in den touristischen Bereich. Hinzu kommen Mittel aus anderen För- 
derprogrammen (u. a. Eigenkapitalhilfeprogramm [EKH], European Re- 
covery Programm [ERP], Beteiligungsfonds Ost sowie steuerliche 
Förderung) . Derzeit existieren auf den unterschiedlichen politischen Ebe- 
nen eine Vielzahl von Förderprogrammen, aus denen tourismusrelevan- 
te Vorhaben gefördert werden. Effiziente und effektive Förderung der 
Tourismusentwicklung ist dann möglich, wenn die verschiedenen För- 
derprogramme aufeinander abgestimmt sind und die Besonderheiten des 
touristischen Bereichs in die Förderprogramme einbezogen sind. Mit Un- 
terzeichnung der Agenda 21 hat sich die Bundesregierung verpflichtet, 
sich für eine nachhaltige Entwicklung einzusetzen. Dies muß sich auch 
in der Ausgestaltung der Förderprogramme zur Tourismusentwicklung 
niederschlagen. 

1. Wie viele Förderprogramme gibt es derzeit auf Bundesebene, aus de- 
nen direkt oder indirekt Mittel für die Entwicklung des Tourismus be- 
reitgestellt werden? 


Die Tourismusförderung auf Bundesebene ist Bestandteil der all- 
gemeinen Wirtschafts- und Regionalförderung. Insbesondere we- 
gen des ausgeprägten mittelständischen Charakters der Touris- 
muswirtschaft - weit über 99 % der Tourismusunternehmen 
gehören zur mittelständischen gewerblichen Wirtschaft - gelten 
hier die Instrumentarien der Mittelstandsförderung. 

Einen Überblick über die Fördermaßnahmen zugunsten kleiner 
und mittlerer Unternehmen hat das Bundesministerium für Wirt- 
schaft in der BMWi-Dokumentation Nr. 379 (Stand: 11. Juli 1995) 
veröffentlicht. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Wirtschaft vom 
18, Juli 1997 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schriftgröße - den Fragetext, 
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2. Welchen Titel haben diese Programme im Einzelnen? 

Bei den Förderprogrammen, aus denen direkt oder indirekt Mittel 
für die Entwicklung des Tourismus bereitgestellt werden, handelt 
es sich insbesondere um Programme zur Finanzierung von Exi- 
stenzgründungen, zum Wachstum und zur Weiterentwicklung von 
Unternehmen. Dazu dienen vorrangig das Eigenkapitalhilfepro- 
gramm des Bundes (EKH), ERP-Kredite, die Förderung im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" (GA), die zinsgünstigen Kredite der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau und der Deutschen Ausgleichsbank, Bürgschaf- 
ten und Rückbürgschaften, der Beteiligungsfonds Ost sowie der 
Konsolidierungsfonds in den neuen Bundesländern. 

Darüber hinaus gibt es Beratungs- und Qualifizierungsförderung, 
Absatzförderung sowie ggf, die steuerliche Förderung. Eine de- 
taillierte Übersicht über die für den Tourismus relevanten Pro- 
gramme im einzelnen ist in den Broschüren des Bundesministeri- 
ums für Wirtschaft enthalten. 

3. Welche Finanzmittel wurden vom Bund in den letzten fünf Jahren 
jährlich für die Tourismusförderung bereitgestellt? 


Da Maßnahmen zur Tourismusentwicklung aus einer Vielzahl von 
Förderprogrammen des Bundes finanziert werden, ist es der Bun- 
desregierung nicht möglich, eine zusammenfassende Aussage 
über den Umfang der bereitgestellten Mittel für die Tourismusför- 
derung in den letzten fünf Jahren zu geben. Viele Maßnahmen, an 
denen auch der Tourismus partizipiert (z.B, Ausbau der Ver- 
kehrsinfrastruktur, Städtebauförderung, Entwicklung des ländli- 
chen Raumes), können mit Bezug auf Tourismus statistisch nicht 
erfaßt werden. 

Dem Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus des deutschen 
Bundestages werden jährlich die wichtigsten Maßnahmen aus den 
Einzelplänen aller Bundesressorts zusammengestellt, die direkt 
oder indirekt die Entwicklung des Tourismus in Deutschland för- 
dern. 


4 . Welche Finanzmittel sind für die nächsten beiden Haushaltsj ahre vor- 
gesehen? 


Es wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. 

5. Welche Ministerien sind für die Programme jeweils zuständig? 

Das Bundesministerium für Wirtschaft (BMWi) fördert die Ent- 
wicklung des Tourismus über Zuwendungen an die Deutsche Zen- 
trale für Tourismus e. V sowie durch Maßnahmen und Projekte zur 
Leistungssteigerung im Fremdenverkehrsgewerbe. Zu diesen 
Maßnahmen gehören u. a. die Finanzierung von Unternehmens- 
beratungen, Informations- und Schulungsveranstaltungen, Fort- 
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bildungskurse des Deutschen Seminars für Fremdenverkehr, frem- 
denverkehrswirtschaftlichen Studien und Untersuchungen sowie 
die Mitfinanzierung der Deutschland Informations- und Reservie- 
rungsgesellschaft mbH und der Marketingkampagne der Deutsch- 
land Tourismus Marketing GmbH. 

Darüber hinaus kommen dem Tourismus umfangreiche Mittel aus 
den in der Antwort zu Frage 2 genannten Förderprogrammen zu- 
gute, die weitgehend im Zuständigkeitsbereich des Bundesmini- 
steriums für Wirtschaft liegen. 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
fördert den ländhchen Tourismus über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes'", sofern 
es sich um Maßnahmen zur Verbesserung der Produktions- und Ar- 
beitsbedingungen in der Land- und Forstwirtschaft handelt sowie 
durch einzelne Maßnahmen für spezielle tourismusrelevante Pro- 
jekte (u. a. Bundeswettbewerb „Vorbildhche Campingplätze"). 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
fördert den Bau und die Btrichtung von Familienferienstätten und 
Jugendherbergen sowie Projekte und Studien für den Familien-, 
Jugend- und Seniorentourismus (u. a. Bundeswettbewerb „Fami- 
henferien in Deutschland"). 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit fördert Projekte und Untersuchungen zu „Umwelt und 
Tourismus" sowie umweltbezogene Projekte in Zusammenarbeit 
mit touristischen Dachverbänden und Umweltorganisationen, u. a. 
den „Bundeswettbewerb für umweltfreundliche Fremdenver- 
kehrsorte" (gemeinsam mit dem BMWi). 

Die Bundesministerien für Gesundheit und Verkehr finanzieren 
gemeinsam mit dem Bundesministerium für Wirtschaft Projekte, 
die die Teilnahme behinderter Menschen am touristischen Ange- 
bot unterstützen sollen. Daneben ist der Ausbau der Verkehrsin- 
frastruktur ein nicht unerheblicher Faktor für den Tourismus. Bei 
der Erstellung des Bundesverkehrswegeplanes fanden touristische 
Belange qualitativ wie auch quantitativ Berücksichtigung. 

Die übrigen Bundesministerien beteiligen sich nach Bedarf an spe- 
ziellen Tourismusmaßnahmen. 

6. Welche Maßnahmen (investive Maßnahmen, wirtschaftsnahe Infra- 
struktur etc.) werden aus den Förderprogrammen finanziert? 


Investive Maßnahmen der gewerblichen Wirtschaft (einschließlich 
Fremdenverkehr) sowie Maßnahmen zur Verbesserung der Frem- 
denverkehrsinfrastruktur werden über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (GA) geför- 
dert. Nach dem 26. Rahmenplan der GA sind alle Betriebe förder- 
fähig, die touristische Leistungen anbieten und die GA-Förder- 
voraussetzungen erfüllen. 

Als infrastrukturelle Maßnahmen werden über die GA Gelän- 
deerschließungen für den Fremdenverkehr sowie öffentliche 
Einrichtungen des Fremdenverkehrs gefördert, die für die Lei- 
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stungsfähigkeit und wirtschaftliche Entwicklung der Fremden- 
verkehrsbetriebe von unmittelbarer Bedeutung sind und über- 
wiegend dem Fremdenverkehr dienen. 

Darüber hinaus werden als investive Maßnahmen der Bau und die 
Entwicklung von Familienferienstätten und Jugendherbergen aus 
dem Einzelplan des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend gefördert. 


7. In welcher Weise (z. B. Eigenkapitalhilfe, Investitionsförderung, Kre- 
ditfinanzierung) werden tourismusrelevante Maßnahmen aus diesen 
Programmen gefördert? 


Über die Konditionen und die Verfahrensweise bei der Antrag- 
stellung auf Eigenkapitalhilfe, ERP-Kredite und andere Darlehens- 
programme öffentlich-rechtlicher Kreditinstitute informieren Bro- 
schüren des Bundesministeriums für Wirtschaft. 


8. Wie viele und welche Maßnahmen wurden aus den Programmen je- 
weils gefördert? 


Von 1990 bis 31. Mai 1997 nahmen 24 257 Hotel- und Gaststätten- 
betriebe ERP-Kredite mit einem Kreditvolumen in Höhe von 
5 345 Mio. DM in Anspruch. 

Im Rahmen des EKH-Programms erhielten von 1990 bis 1996 
12 670 Hotel- und Gaststättenbetriebe Kreditmittel in Höhe von 
2 101 Mio. DM. 

Der Förderumfang über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA) ist aus der Antwort zu 
Frage 15 ersichtlich. 


9. Werden mit den Förderprogrammen des Bundes besonders klein- und 
mittelständische Unternehmen der Tourismuswirtschaft gefördert? 

Wenn ja, in welcher Form? Wenn nein, warum nicht? 


Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur“ (GA) kann kleinen und mittleren Un- 
ternehmen eine Förderpräferenz von bis zu 10 % -Punkten in den 
westdeutschen Förderregionen und bis zu 15 % -Punkten in Ost- 
deutschland eingeräumt werden. Bezugsgrößen sind dabei die för- 
derfähigen Investitionskosten. Alle übrigen Programme zur Inve- 
stitionsförderung und Kreditfinanzierung des Bundesministeriums 
für Wirtschaft dienen ausschließlich kleinen und mittleren Unter- 
nehmen. 


10. In welchem Umfang wurden in den letzten fünf Jahren Maßnahmen 
der klein- und mittelständischen Unternehmen der Tourismusbran- 
che finanziell gefördert? 
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Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" (GA) ist eine statistische Erfassimg der 
Fördenmg kleiner imd mittlerer Unternehmen erst für die BewiUi- 
gimgen ab 1995 möghch. Im Zeitraum von 1995 bis 3. Jimi 1997 wur- 
den 1 053 Fremdenverkehrsbetriebsstätten von kleinen und mittle- 
ren Unternehmen gefördert. Die bewilMgten GA-Mittel betrugen 
1 080 Mio. DM. Der Umfang der Förderung im Rahmen des ERP imd 
EKH-Programms ist aus der Antwort zu Frage 8 ersichtlich. 


1 1 . Werden die Fördermittel auf der Grundlage einer Definition für klein- 
und mittelständische Unternehmen der Tourismusbranche vergeben? 
Wenn ja, von welcher Definition geht die Bundesregierung aus? 

Wenn nein, warum liegt der Vergabe der Fördermittel keine Defini- 
tion zugrunde? 


Nach der gebräuchlichen Arbeitsdefinition in der Bundesrepublik 
Deutschland werden kleine und mittlere Unternehmen definiert 
als Unternehmen mit weniger als 500 Beschäftigten bzw. weniger 
als 100 Mio. DM Jahresumsatz. 

Für die Förderung über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur " (GA) gilt die Definition des EU- 
Gemeinschaftsrahmens für staatliche Beihilfen an kleine und mitt- 
lere Unternehmen. 

Kleine und mittlere Unternehmen sind in diesem Sinne Unterneh- 
men, die weniger als 250 Personen beschäftigen und einen Jahres- 
umsatz von höchstens 40 Mio. ECU^^ oder eine Jahresbilanzsum- 
me von höchstens 27 Mio. ECU haben. 


12. Plant die Bundesregierung, die von der EU vorgeschlagene Definiti- 
on von KMUs zur Grundlage der Vergabe der Fördermittel zu machen? 
Wenn ja, wann? Wenn nein, warum nicht? 


Die Empfehlung der Europäischen Kommission vom 3. April 1996, 
betreffend die Definition der kmUs, an die Mitgliedstaaten, Eu- 
ropäische Investitionsbank und den Europäischen Investitions- 
fonds ist rechtlich unverbindlich. 

Die Bundesregierung vertritt die Position, daß eine Einheitsdefini- 
tion dem nach Wirtschaftszweigen außerordentlich differenzierten 
Erscheinungsbild des Mittelstandes nicht gerecht würde und eine 
zielgruppengerechte Mittelstandspolitik dieser Differenzierung 
Rechnung tragen sollte. Daher wird sich die Bundesregierung im 
Rahmen der Mittelstandsförderung für die Beibehaltung der bis- 
herigen in der Antwort zu Frage 1 1 erläuterten Definition für klei- 
ne und mittlere Unternehmen einsetz en. 


13, In welcher Form und in welcher Höhe wurden in den letzten fünf Jah- 
ren der Auf- bzw. Ausbau von Bettenkapazitäten (z. B. durch steuer- 
liche Anreize, Sonderabschreibungen) imBeherbergungsgewerbe in 
den neuen und in den alten Bundesländern gefördert? 


1 ECU entspricht 1,93 DM 
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Über den Umfang und die Höhe der Förderung der Bettenkapa- 
zitäten im Beherbergungsgewerbe durch steuerliche Anreize und 
Sonderabschreibungen gibt es keine statistischen Übersichten. Die 
steuerliche Förderung des Mittelstandes ist ein wirksames Instru- 
ment, um den kleinen und mittleren Unternehmen der Touris- 
muswirtschaft den Start in die Selbständigkeit zu erleichtern. Ins- 
besondere das Instrument der Investitionszulage, aber auch die 
Sonderabschreibungen zur Förderung kleiner und mittlerer Be- 
triebe haben das Existenzgründungsgeschehen in den neuen Bun- 
desländern wesentlich erleichtert. 


14. Welcher Unterstützung - über die finanzielle hinaus - wurde in den 
letzten fünf Jahren für die Tourismus entwicklung bereitgestellt? 


Die Bundesregierung mißt der Tourismusentwicklung besondere 
Bedeutung bei. Demzufolge setzt sie sich intensiv für günstige Rah- 
menbedingungen zur touristischen Entwicklung in Deutschland, 
in Europa und auf der internationalen Ebene ein. Zur besonderen 
Unterstützung der mittelständischen Tourismuswirtschaft bei 
ihren Bemühungen um die Vermarktung und den Vertrieb touri- 
stischer Produkte im In- und Ausland hat die Bundesregierung ak- 
tiv daran mitgewirkt, die Deutschland Informations- und Reser- 
vierungsgesellschaft mbH (DIRG) und die Deutschland Tourismus 
Marketing GmbH (DTM) zu gründen. Darüber hinaus leisten die 
maßgeblich von der Bundesregierung geförderten Institutionen, 
die Deutsche Zentrale für Tourismus e. V (DZT) und das Deutsche 
Seminar für Fremdenverkehr (DSF), einen wirkungsvollen Beitrag 
für die Tourismus entwicklung 


15. In welchem Umfang wurden in den Jahren 1990 bis 199? jeweils För- 
dermittel aus der „Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für tourismusrelevante Maßnahmen 
bereitgestellt? 


Vom 1. Januar 1991 bis 31. Dezember 1996 wurden für den Bereich 
Tourismus folgende Fördermittel aus der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (GA) von den 
für die Mittelvergabe zuständigen Bundesländern bewilligt: 

- Förderung von gewerblichen Fremdenverkehrsbetriebsstät- 
ten; 2 508,34 Mio. DM, 

- Förderung der touristischen Infrastruktur: 3 657,40 Mio. DM, 

- Fördermittel insgesamt: 6 165,74 Mio. DM. 


16. Wie verteilen sich die Mittel auf die einzelnen Bundesländer? 
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Die von den Bundesländern vom 1. Januar 1996 bis 31. Dezember 
1996 verausgabten GA-Mittel für tourismusrelevante Maßnahmen 
verteilen sich wie folgt auf die einzelnen Bundesländer: 


Bayern 

Berlin 

Brandenburg 

Bremen 

Hessen 

Mecklenburg-Vorpommern 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Sachsen 

Sachsen-Anhalt 

Schleswig-Holstein 

Thüringen 


73 J5 Mio. DM 
94,94 Mio. DM 

794.34 Mio. DM 
6,51 Mio. DM 

16,71 Mio. DM 
1408,31 Mio. DM 
109,53 Mio. DM 
106,22 Mio. DM 
17,88 Mio. DM 
0,02 Mio. DM 
1771,14 Mio. DM 
883,97 Mio. DM 
43,07 Mio. DM 

839.35 Mio. DM 


17. In welchem Umfang wurde nach Kenntnis der Bundesregierung in 
den Jahren 1990 bis 1997 der Ausbau von Kurhäusern und Kurparks, 
Kneippanlagen, Sole- und Heilwassereinrichtungen in den neuen 
und alten Bundesländern gefördert? (Auflistung nach Bundeslän- 
dern) 


Der Bundesregierung liegen keine statistischen Angaben zum Um- 
fang der Förderung für den Ausbau von Kurhäusern, Kurparks, 
Kneippanlagen und Heilwassereinrichtungen vor. 


18. In welchem Umfang wurden in den Jahren 1990 bis 1997 jeweils För- 
dermittel aus der „Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Kü- 
stenschutz" für tourismusrelevante Maßnahmen bereitgestellt? 


Die Förderung des Tourismus ist kein originäres Ziel bei der Erfül- 
lung der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agarstruktur 
und des Küstenschutzes " . Insofern werden nur die tourismusrele- 
vanten Maßnahmen als Gemeinschaftsaufgabe wahrgenommen, 
die der Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedingungen in 
der Land- und Forstwirtschaft dienen. 

Bedeutung für die Entwicklung des Tourismus im ländlichen Raum 
haben insbesondere Maßnahmen, wie z.B. die Bereiche „Direkt- 
vermarktung " , „ Freizeit und Erholung " , „ hauswirtschaftliche und 
landwirtschaftliche Dienstleistungen" im Rahmen des Agrarinve- 
stitionsförderprogramms (AFP). Zudem sind Maßnahmen zur 
Förderung einer markt- und standortangepaßten Landbewirt- 
schaftung sowie zur Förderung der Dorferneuerung indirekt tou- 
rismusrelevant. 
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Im bisherigen Bundesgebiet wurden im AFP folgende Ist- Ausga- 
ben (60 % Bundesmittel und 40 % Landesmittel) für das Jahr 1995 
getätigt: 

- Urlaub auf dem Bauernhof/Freizeit und Erholung: 935 TDM 

- Direktvermarktung: 424 TDM 

- übrige Bereiche der Einkommenskombination: 83 TDM. 

Hierbei ist zu berücksichtigen, daß aus unterschiedlichen Grün- 
den nicht für alle Länder Einzelangaben vorhanden sind. 

Die Daten für das Haushaltsjahr 1996 werden voraussichtlich erst 
Ende 1997 verfügbar sein. Zahlen für den Zeitraum vor 1995 lie- 
gen der Bundesregierung nicht vor, da bis zu diesem Zeitpunkt im 
Rahmen der statistischen Erhebungen zum Agrarstrukturbericht 
keine detaillierten Daten für o. a. Bereiche erhoben worden sind. 


19. Wie verteilen sich die Mittel auf die einzelnen Bundesländer? 


Eine Verteilung der einzelnen Fördermittel aus der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agarstruktur und des Küsten- 
schutzes" ist aus der Anlage ersichtbch. 


20. Ist der Bundesregierung bekannt, über welche Programme der ein- 
zelnen Bundesländer die Bundesmittel aus den beiden genannten 
Gemeinschaftsaufgaben vergeben werden? 


Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" (GA) liegt die Zuständigkeit für die 
Bewilhgung der GA-Förderung nach der verfassungsgemäßen 
Aufteilung ausschheßhch bei den Ländern. Rechtsgrundlage für die 
Mittelvorgabe ist der vom Bund-Länder-Planungsausschuß be- 
schlossene Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe. Die Länder 
können in den Grenzen des Rahmenplans landesinteme Förder- 
richtlinien erlassen. Für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agarstruktur und des Küstenschutzes" gelten gleiche Kriterien. 


21. Welche Programme sind dies im Einzelnen (Auflistung nach Bun- 
desländern)? 


Die Förderung des Fremdenverkehrs ist in die Gemeinschaftsauf- 
gaben integriert, wobei sich die Förderung im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agarstruktur und des Kü- 
stenschutzes " auf Maßnahmen zur Verbesserung der Produktions- 
und Arbeitsbedingungen in der Land- und Forstwirtschaft be- 
schränkt. In spezielle Tourismusprogramme der Bundesländer 
können die Mittel der Gemeinschaftsaufgaben nicht einbezogen 
werden. 
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22. Wie ist sichergestellt, daß im Rahmen der Tourismusförderung das 
Ziel der Nachhaltigkeit bei der Vergabe der Fördermittel ein we- 
sentliches Entscheidungskriterium darstellt? 


Für die Vergabe der Fördermittel aus den Gemeinschaftsaufgaben 
sind ausschließlich die Länder zuständig. Die Bundesregierung hat 
auf die konkreten Vergabeentscheidungen und die Prioritätenset- 
zungen der Länder keinen Einfluß. 


23. Ist der Bundesregierung bekannt, welche Förderprogramme auf Län- 
derebene existieren, die darüber hinaus die Förderung tourismusre- 
levanter Maßnahmen direkt oder indirekt zum Ziel haben? Wenn ja, 
welche Programme sind dies im Einzelnen? 


Der Bundesregierung liegen keine Übersichten über solche För- 
derprogramme auf Länderebene vor. 


24. Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Umfang über die je- 
weiligen Programme der einzelnen Bundesländer tourismusrelevan- 
te Vorhaben gefördert werden? 

Wenn ja, in welchem Umfang werden tourismusrelevante Vorhaben 
durch die einzelnen Bundesländer gefördert? 


Es wird auf die Antwort zu Frage 23 verwiesen. 


25. Ist die Vergabe der Fördermittel an die Durchführung einer Umwelt- 
verträglichkeit gekoppelt? 

Wenn ja, ab welcher Größenordnungen der Fördermaßnahme ist eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich? Wenn nein, warum 
nicht? 


Anträge auf Förderung mit Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (GA) dürfen 
nur genehmigt werden, wenn die umweltrechtlichen Vorausset- 
zungen im Einzelfall erfüllt sind. Sofern danach das UVP-Gesetz 
für bestimmte tourismusrelevante Projekte die Durchführung ei- 
ner UVP erfordert, ist diese bei der Genehmigung der Projekte 
durchzuführen (z. B. Nr. 15 der Anlage zu § 3 UVPG; „Errichtung 
von Feriendörfern und Hotelkomplexen, für die Bebauungspläne 
auf gestellt werden."). Die Einhaltung der umweltrechtlichen 
Vorschriften wird in jedem Förderfall, unabhängig von der Größen- 
ordnung der Investition, geprüft. Das gleiche gilt für die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agarstruktur und des Küsten- 
schutzes". 


26. Durch welche Maßnahmen ist sichergestellt, daß die Programme zur 
Tourismusförderung von EU, Bund, Länder und Gemeinden aufein- 
ander abgestimmt sind? 

Wie wird sichergestellt, daß Synergie eff ekte der Programme genutzt 
werden? 


Mittel der EU können z.B. für die Förderung im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
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Schaftsstruktur" (GA) eingesetzt werden, mit denen auch die Tou- 
rismusinfrastruktur gefördert werden kann. Durch die Weiterent- 
wicklung der GA im 24. Rahmenplan wurde der Einsatz von GA- 
Mitteln zweckmäßig erweitert und dadurch die Eignung der 
Gemeinschaftsaufgabe als Rahmen für den Einsatz der EU-Regio- 
nalfondsmittel verbessert. Dadurch ist es möglich, im Rahmen der 
GA, Mittel von EU, Bund, Ländern und Gemeinden abgestimmt 
und projektbezogen zu nutzen. 


27. Hat die Bundesregierung eine Übersicht über die Vielzahl der tou- 
rismusrelevanten Förderprogramme erstellt? 

Ist ihr eine solche Übersicht bekannt? 


In den Broschüren der Bundesregierung zur wirtschaftlichen För- 
derung ist ausgewiesen, welche Programme tourismusrelevant 
sind. 


28. Wie steht die Bundesregierung zu der von potentiellen Antragstel- 
lern vielfach geäußerten Einschätzung, daß es in Deutschland - an- 
gesichts einer Vielzahl tourismusrelevanter Förderprogramme - ei- 
nen Förderdschungel gibt, der nur schwer zu durchschauen ist? 

Was tut die Bundesregierung, um dieser Unübersichtlichkeit entge- 
genzuwirken? 


Zur Verbesserung der Transparenz und Konsistenz der Mittel- 
standsförderung in Deutschland wurde Anfang 1995 eine Bund- 
Länder- Arbeitsgruppe unter Vorsitz des Mittelstandsbeauftragten 
der Bundesregierung beim Bundesministerium für Wirtschaft ge- 
bildet. Diese Arbeitsgruppe befaßt sich mit der Evaluierung der 
Mittelstandsförderung von EU, Bund und Ländern und soll kon- 
krete Vorschläge zur Vereinfachung und Verbesserung der Grund- 
struktur der Mittelstandsförderung erarbeiten. Im zweiten Bericht 
der gemeinsamen Arbeitsgruppe des Bundes und der Länder 
wurden auf der Grundlage der Ergebnisse eines Forschungsgut- 
achtens im März 1997 konkrete Handlungsempfehlungen zur Ver- 
besserung der Mittelstandsförderung vorgelegt (BMWi-Doku- 
mentation Nr. 417). 


29. Plant die Bundesregierung - angesichts der Intransparenz bei touris- 
musrelevanten Förderprogrammen - eine Übersicht über die ver- 
schiedenen Programme zu erstellen? 

Wenn ja, bis wann ist mit einer Übersicht zu rechnen? Wenn nein, 
warum nicht? 


Es wird auf die Antwort zu Frage 28 verwiesen. 

Zur Verbesserung der Transparenz der Förderprogramme ist 
außerdem der Aufbau einer zentralen Förderdatenbank - parallel 
zu den Bemühungen um Zusammenfassung der Programme - ge- 
plant. Diese soll eine übersichtliche, vollständige und kostengün- 
stige Information über Fördermaßnahmen des Bundes, der Länder 
und der Europäischen Union anbieten. 
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30. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß eine Straffung und bes- 
sere Abstimmung der verschiedenen tourismusrelevanten Program- 
me hilfreich wäre? 

Wenn nein, warum nicht? Wenn ja, was tut die Bundesregierung in 
diese Richtung? 


Ja. Es wird auf die Antwort zu Frage 28 verwiesen. 


3 1 . Durch welche Förderprogramme wird der Aufbau und die Stärkung 
von Netzwerken auf regionaler Ebene gefördert, die die verbesserte 
Zusammenarbeit der verschiedenen Akteure auf regionaler Ebene 
zur Stärkung des touristischen Angebots einer Region zum Ziel ha- 
ben? In welchem Umfang werden solche Netzwerke gefördert? 


Spezielle Förderprogramme zum Aufbau und zur Stärkung von 
Netzwerken auf regionaler Ebene gibt es auf Bundesebene nicht. 
Zielsetzung der Regionalpolitik im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur'' (GA) 
ist es, Struktur schwachen Regionen durch Ausgleich ihrer Stand- 
ortnachteile den Anschluß an die allgemeine Wirtschaftsentwick- 
lung zu ermöglichen. Daneben bietet die GA seit dem 24 Rah- 
menplan auch die Möglichkeit der Förderung integrierter 
regionaler Entwicklungskonzepte (einschließlich Fremdenver- 
kehr) im Rahmen der Infrastrukturförderung. Dazu wird auf die 
Antwort zu Fragen 34 und 35 verwiesen. 


32. Hält die Bundesregierung, angesichts der hohen Bedeutung solcher 
Kooperationen auf regionaler Ebene die Förderimgsmöglichkeiten 
für ausreichend? 

Wenn ja, warum? Wenn nein, warum nicht? 


Die Förderung der regionalen Ebene obliegt den Bundesländern. 
Die Bundesregierung spricht sich für stärkere regionale und über- 
regionale Kooperationen, insbesondere beim Marketing und beim 
Aufbau von Reservierungssystemen, aus. Zu diesem Zweck betei- 
ligt sie sich finanziell an der deutschland weiten Marketingkam- 
pagne der Deutschland Tourismus Marketing GmbH sowie am 
Aufbau eines Deutschland Informations- und Reservierungssy- 
stems. 


33. Strebt die Bundesregierung eine Änderung der Förderprogramme 
bzw. der Förderrichtlinien an, um die Arbeit solcher Netzwerke stär- 
ker als bisher zu fördern? 

Wenn ja, wann ist mit einer Änderung zu rechnen? 


Es wird auf die Antworten zu Frage 36 verwiesen. Darüber hinaus 
prüft die Bundesregierung im Auftrag des Ausschusses für Frem- 
denverkehr und Tourismus des deutschen Bundestages, ob und in 
welcher Weise das Instrumentarium der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (GA) im Rah- 
men des bestehenden GA-Fördergesetzes für die Fremdenver- 
kehrsförderung erweitert werden kann (z. B. Förderung der Ent- 
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Wicklung und Umsetzung tourismuspolitischer Leitbilder und Be- 
teiligung an überregionalen Marketingmaßnahmen). 


34. Über welche Förderprogramme wird die Erstellung regionaler Ent- 
wicklungskonzepte unterstützt und in welchem Umfang? 


Mit Beschluß des Bund-Länder-Planungsausschusses der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" (GA) vom 9. März 1995 kann die Erstellung integrierter 
regionaler Entwicklungskonzepte gefördert werden. Die Beteili- 
gung aus GA-Mitteln kann für ein Konzept bis zu 50 TDM betra- 
gen. 


35. In welchem Umfang wurden diese Fördermöglichkeiten in den letz- 
ten fünf Jahren in Anspruch genommen? 


Seit 1995 wurden 27 regionale Entwicklungskonzepte mit GA-Mit- 
teln in Höhe von 0,8 Mio. DM gefördert. 


36. Hat die Bundesregierung in den letzten fünf Jahren Evaluationen 
über die Effizienz der Förderprogramme zur Regionalförderung 
durchführen lassen? 

Zu welchem Ergebnis sind diese Evaluationen im Hinblick auf die Ef- 
fizienz der Förderprogramme gekommen? 


Der Bund-Länder-Planungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (GA) hat auf 
seiner Sitzung am 2. März 1994 beschlossen, das gesamte Förder- 
system der GA auf den Prüfstand zu stellen und den Unterausschuß 
beauftragt, konkrete Vorschläge zur G A-Weiterentwicklung zu er- 
arbeiten. In einem ersten Schritt wurden die Förderregelungen, 
die Fördertatbestände und das Präferenzsystem der G A-Förderung 
überprüft. Zu diesem Bericht vom Januar 1995 hat der Planungs- 
ausschuß zum 24. Rahmenplan am 9. März 1995 grundlegende Be- 
schlüsse gefaßt und die GA an die Anforderungen angepaßt, die 
sich aus veränderten Rahmenbedingungen an ein modernes In- 
strument der Wirtschaftsförderung zur Steigerung der Wettbe- 
werbs- und Anpassungsfähigkeit strukturschwacher Regionen er- 
geben. Dabei wurden die besonderen Bedürfnisse der neuen 
Länder berücksichtigt. 

Die 1994/1995 begonnenen EU- Strukturfondsprogramme unter- 
liegen der z. Z. noch laufenden Zwischenbewertung (siehe auch 
Antwort zu Frage 42). 


37. Sind der Bundesregierung sonstige Evaluationen zu Regionalförder- 
programmen bekannt? Zu welchem Ergebnis sind diese Evaluatio- 
nen gekommen? 


Weitere Evaluationen zu Regionalförderprogrammen sind der 
Bundesregierung nicht bekannt. 


12 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/8264 


38. Welche Stellen erteilen Auskunft über die verschiedenen Förderpro- 
gramme zur Stärkung der touristischen Entwicklung in Regionen? 


Über die verschiedenen Förderprogramme zur Stärkung der tou- 
ristischen Entwicklung in den Regionen erteilen die Wirtschafts- 
ministerien der Bundesländer Auskunft. 


39. Welche Fördermöglichkeiten existieren, die die Umsetzung der re- 
gionalen Entwicklungskonzepte in die Praxis unterstützen? 


Durch die Weiterentwicklung der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur'' (GA) können - mit 
Ausnahme der Bauleitplanung - auch Planungs- und Beratungs- 
leistungen gefördert werden, die der Träger zur Vorbereitung/ 
Durchführung förderfähiger Infrastrukturmaßnahmen von Dritten 
in Anspruch nehmen kann, solange sie nicht von anderen Ressorts 
zu finanzieren sind. Die Beteiligung aus GA-Mitteln kann für eine 
Maßnahme bis zu 100 TDM betragen. Des weiteren besteht zwi- 
schen Bund und Ländern Konsens, daß Projekte, die sich in ein Re- 
gionalkonzept einfügen, vorrangig gefördert werden sollen. 


40. In welcher Weise und in welchem Umfang fördern die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau und die Deutsche Ausgleichsbank tourismusrele- 
vante Maßnahmen? 


Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) und die Deutsche Aus- 
gleichsbank (DtA) sind im Auftrag der Bundesregierung mit der 
Durchführung des mittelstandspolitischen Förderinstrumentari- 
ums befaßt. Beide Institute ergänzen die Förderprogramme des 
Bundes durch eigene zinsgünstige Kreditprogramme. Die Mittel 
werden von diesen Instituten nicht unmittelbar an die Unterneh- 
men vergeben. Ansprechpartner für die Beantragung der Kredite 
sind in erster Linie die Hausbanken. Über den Umfang und die 
Modalitäten der für Tourismus relevanten Förderprogramme, die 
über KfW und DtA durchgeführt werden, informieren Broschüren 
des Bundesministeriums für Wirtschaft. 


41, Welche konkreten Maßnahmen werden im Rahmen dieser Förder- 
schwerpunkte gefördert? 


Im Rahmen dieser Förderschwerpunkte werden insbesondere 
Maßnahmen zur Gründung, zum Wachstum und zur Konsolidie- 
rung/Umstrukturierung von Fremdenverkehrsunternehmen sowie 
Vorhaben zur Verbesserung des Umweltschutzes gefördert. 


42. Welche Erkenntnisse über die Effizienz - in bezug auf die Förderung 
endogener Potentiale - der sogenannten „Gemeinschaftsinitiativen" 
der EU, wie z. B. LEADER II, liegen der Bundesregierung vor? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß diese Gemeinschaftsauf- 
gaben einen wesentlichen Beitrag zur Stärkung endogener Potentia- 
le in Regionen leisten und gerade die Vernetzung der Akteure in be- 
nachteihgten Regionen fördert? 
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Der Bundesregierung liegen noch keine Erkenntnisse über die Ef- 
fizienz der EU- Gemeinschaftsinitiativen vor. Die Evaluierung ist 
noch im Gange und wird in der Methodik z. T. noch diskutiert. Im 
Hinblick auf die weit über 100 EU-Gemeinschaftsinitiativen- 
Einsätze allein in Deutschland hat die Bundesregierung Zweifel, 
daß die Initiativen ein Optimum der Aufwand-Nutzen-Relation er- 
zielen. 


43. Vertritt die Bundesregierung die Meinung, daß die sog. Gemein- 
schaftsinitiativen der EU abgeschafft werden? 


Ja, zumindest sollte ihre Zahl deutlich reduziert werden. Die wich- 
tigsten Förderinhalte der Initiativen können in die reguläre Ziel- 
förderung integriert werden. 


44. Welche Position vertritt die Bundesregierung bei den Verhandlungen 
über die Neuausrichtung der EU-Strukturfonds nach 1999 in bezug 
auf 

a) die inhaltlichen Ziele der Strukturfonds, 

b) die Festlegung von Fördergebieten, 

c) die Höhe des Gesamtbudgets der Strukturfonds? 


Zu a) 

Die Strukturfonds sollen insbesondere dazu dienen, den Rückstand 
der „benachteiligten" Regionen zu verringern. Dazu müssen sie in 
vielerlei Hinsicht wettbewerbsfähig sein und Einkommensmög- 
lichkeiten, vor allem Arbeitsplätze, bieten. 

Zu b) 

Die Bundesregierung befürwortet eine strenge Anwendung des 
Kriteriums für die Ziel-I-Förderung, nach dem eine Region als För- 
dergebiet gilt, wenn sie ein BIP/Kopf hat, das unter 75 % des EU- 
Durchschnitts liegt. Auch die übrigen Fördergebiete müssen we- 
sentlich reduziert werden. 

Zu c) 

Der Prozentsatz von max. 0,46 % des gemeinschaftlichen BSP soll- 
te nicht überschritten werden. 


45. Welche Auswirkungen hätte dies auf die Fördergebietskulissen in der 
Bundesrepublik Deutschland, insbesondere auf die fünf neuen Län- 
der? 


Nach heutigen Erkenntnissen ist davon auszugehen, daß die fünf 
neuen Bundesländer auch in der nächsten Förderperiode (ab 2000) 
das Kriterium für die Ziel-I-Förderung erfüllen werden. Im übri- 
gen ist im Interesse der Wirksamkeit des Strukturfondseinsatzes 
EU-weit - Deutschland nicht ausgenommen - auf eine Reduzie- 
rung des Umfangs der Fördergebiete hinzuwirken. 
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46. Wie steht die Bundesregierung der Forderung gegenüber, einen För- 
derschwerpunkt „ zukunftsfähiger Tourismus " in das Gemeinschaft- 
liche Förderkonzept aufzunehmen? 


Es ist Sache der Länder, die Förderschwerpunkte zu bestimmen. 
Zu diesen Schwerpunkten gehört häufig auch der Tourismus. Die 
Bundesregierung wird touristische Schwerpunkte nach Prüfung 
ggf. unterstützen. 


47 . Wurden Förderprogramme von der Bundesregierung in der Folge der 
UNCED-Konferenz in Rio nach 1992 aufgelegt, um die Umsetzung 
der Agenda 21 im Bereich Tourismus in Deutschland zu unterstützen? 

Wenn ja, welche, in welcher Größenordnung und mit welcher Ziel- 
setzung? 

Wenn nein, warum wurden keine Maßnahmen in diese Richtung er- 
griffen? 


Die Bundesregierung hat keine spezifischen Förderprogramme zur 
Umsetzung der Agenda 21 im Bereich Tourismus aufgelegt. Sie 
setzt sich jedoch sowohl auf nationaler als auch auf europäischer 
und internationaler Ebene mit Nachdruck dafür ein, daß die Ziele 
der Agenda 21 auch im Tourismus verstärkt Berücksichtigung fin- 
den. Auf nationaler Ebene stellt die Bundesregierung Fördermit- 
tel für Information und Beratung, die Durchführung von Wettbe- 
werben und die Entwicklung ökologischer Kriterien und 
Auszeichnungen bereit, um auf eine nachhaltige Tourismusent- 
wicklung im Sinne der Ziele der Agenda 21 hinzuwirken. 

Auch die Tourismus Wirtschaft hat - zum Teil mit maßgeblicher För- 
derung durch die Bundesregierung - zahlreiche Initiativen zur Um- 
setzung der Agenda 21 ergriffen. Zu einzelnen Maßnahmen wird 
hier auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Internationaler Touris- 
mus" (Drucksache 13/7321) Teil 1, Seite 8, Teil 2, Seite 12 sowie 
Teil 3, Seiten 18 und 19, verwiesen. 

Vor allem auf Initiative der Bundesregierung und auf der Grund- 
lage der Ergebnisse der internationalen Umweltministerkonferenz 
„Biologische Vielfalt und nachhaltiger Tourismus" vom März 1997 
in Berlin hat die Sondergeneralversammlung der Vereinten Na- 
tionen zu Umwelt und Entwicklung, die im Juni 1997 in New York 
stattgefunden hat, die „Kommission für nachhaltige Entwicklung" 
(CSD) beauftragt, ein internationales Arbeitsprogramm für nach- 
haltigen Tourismus zu entwickeln. 
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Anlage 


Agrarinvestitionsförderprogramm - Ist-Ausgaben 1995 (in 1000 DM) 


Land 

Ist-Ausgaben 
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a) Kombinierte Investitions- 
förderung 

b) Agrarkredit 
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Sonstiges 
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zusätzlicher 
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143 
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a) 

wmMiiiyM 
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81 
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183 
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b) 
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60 
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60 
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45 141 
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10 570 
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83 
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HH 

2 175 
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21 

7 

6 

25 
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IHhI 

47 316 

100,00 

11 055 

426 
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935 

424 

83 

31 755 

45 366 

1 411 

1 409 

542 


(1) Maßnahme wurde nicht durchgeführt 

(2) keine Einzelangaben vorhanden 

(3) finanzielle Abwicklung erfolgt erst 1996 

(4) Angaben zum Niederlassungszuschuß für Junglandwirte aus haushaltstechnischen Gründen nicht möglich 
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